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Mit der Krise der Finanzmärkte und der dar-
aus erwachsenen Weltwirtschaftskrise haben
sich die Rahmenbedingungen für die Aufga-
benerfüllung der Städte und Gemeinden
deutlich verändert. Bedeutet dies in der 
Folge eine Krise der Städte und deren Ent-
wicklung? Die Berichte und Diskussionen
um den jüngsten „Bericht der Wirtschafts-
weisen“, den Gemeindefinanzbericht 2009
des Deutschen Städtetages und auch die 
aktuellste Steuerschätzung machen eine 
dramatische Betroffenheit der Städte und
Gemeinden deutlich.

Gemeinden, Sparkassen und 
Bankenkrise
Mit dem Platzen der nordamerikanischen
„Immobilienblase“ sind nicht nur US-ameri-
kanische Banken ins Trudeln und in die In-
solvenz geraten, sondern auch deutsche und
internationale Banken. In das augenschein-
lich kurzfristig höchst ertragreiche Geschäft,
unter anderem mit aus Krediten abgeleiteten
handelbaren Zertifikaten, sind nicht nur 
große deutsche Immobilien- und Geschäfts-
banken, sondern auch die Landesbanken
„eingestiegen“. In vergleichsweise geringem
Umfang betroffen waren Sparkassen und 
regionale Banken. Aber insbesondere die
Sparkassen waren im Zusammenspiel mit
den Ländern, letztlich auch dem Bund als
Träger der Landesbanken, zu ersten Ret-
tungsschritten der Landesbanken gefordert.
Dies hat die Städte und Kreise als Träger der
Sparkassen indirekt beeinflusst, indem „ihre
Institute“ Beiträge zur Verlustabdeckung der
Landesbanken leisten mussten. Und dies
schränkt naturgemäß Betriebsergebnisse wie
auch die Substanz der Sparkassen ein. Bisher
stellen die Sparkassen und Landesbanken
zusammen fast 60 Prozent der Kreditmittel
für kommunale Investitionen bereit. Ob die-
se besondere Rolle bestehen bleiben kann,
ist vor diesem Hintergrund fraglich. Hinzu
kommt bei den Sparkassen die Einschrän-
kung der Spielräume für lokales und regio-
nales Engagement im Bereich öffentlicher
Aufgaben, für Sponsoring und vor allem die
Zurückhaltung bei der Kreditvergabe an die
lokale/regionale Wirtschaft der Klein- und
Mittelunternehmen. Dies wurde bisher kaum
diskutiert. Es verstärkt vor allem in solchen
Städten die Probleme, die bereits unter den
negativen Folgen der Wirtschaftskrise leiden.

Gemeinden als Betroffene der 
Weltwirtschaftskrise
In den Jahren 2006 bis 2008 war ein deut-
licher Silberstreif am Horizont der Einnah-

meentwicklung der Städte und Gemeinden
zu beobachten, insbesondere resultierend
aus den gestiegenen Gewerbesteuereinnah-
men und aufgrund der stabilisierten oder 
sogar teilweise sinkenden Sozialausgaben
wie Hartz IV. Schon 2009 waren die Städte
und Gemeinden vor allem durch die sinken-
den Gewerbesteuereinnahmen unmittelbar
und hart von den Folgen der Weltwirtschafts-
krise betroffen. Das Sinken des Welthandels
um mehr als 15 Prozent im Jahr 2008/2009,
des Bruttoinlandsprodukts um mehr als
sechs Prozent im Jahr 2009 ist verbunden
mit der Insolvenz von Firmen, mit Verstär-
kungseffekten für strukturell bedingte und
„selbst gemachte“ Schwächen (z.B. Kauf-
hauskonzerne, Automobil- und Zulieferin-
dustrie), mit Folgewirkungen für den Arbeits-
markt. Die dramatischen Einbrüche vor al-
lem bei der exportintensiven Industrie sind
die direkte Folge der „Globalisierung“ – 
gerade in Städten, die aufgrund ihrer starken
und auch differenzierten gewerblich-indus-
triellen Basis lange „relativ“ verschont ge-
blieben waren (z.B. Stuttgart, München,
Augsburg). 

„Doppelte Zange“ für die Städte
Neben dem dramatischen Einbruch der Ge-
werbesteuer geraten die Städte und Gemein-
den durch die im Rahmen der Föderalismus-
reform beschlossene Schuldenbremse und
die – nach Ablauf der Phase des Kurzarbei-
tergeldes – zu erwartenden Steigerungen der
Sozialausgaben mit wachsender Arbeitslo-
sigkeit unter Druck. Auf der einen Seite stei-
gen die Anforderungen an die kommunal 
erbrachten bzw. unterstützten Leistungen im
Rahmen der sozialen Daseinsvorsorge (Ju-
gendhilfe, Kindergärten, Schulen, Altenhilfe,
Integrationsleistungen). Auf der anderen 
Seite fehlen den Gemeinden – insbesondere
den Haushaltssicherungsgemeinden in Ost
und West, deren Zahl erheblich wachsen
wird – die Mittel zur kommunalen Anteilsfi-
nanzierung in den für die Stadtentwicklung
zentralen Aufgabenfeldern. Dies betrifft etwa
den Stadtumbau, die Stadterneuerung, den
städtebaulichen Denkmalschutz oder den
Ausbau von Verkehrsnetzen (öffentlicher 
Personennahverkehr, Straßen usw. nach 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz). Der
2006/2007 vom Difu gezeigte Optimismus
hinsichtlich der haushaltswirtschaftlichen
Chancen zum Abbau des Nachholbedarfs
von ca. 70 Mrd. Euro für Erhalt, Erneuerung
und Aus-/Neubau kommunaler Infrastruktu-
ren ist vor dem Hintergrund der aktuellen
Entwicklungen kaum mehr gerechtfertigt.
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Auch die Potenziale neuer Handlungsan-
sätze wie etwa „Strategisches Investitions-
management“ und „Projektbezogene Public-
Private-Partnerships“ – soweit sie einer kri-
tischen Betrachtung standhalten – sind zwar
prinzipiell weiterhin vorhanden. Die Aus-
schöpfung der Potenziale, die innovative
und erfolgversprechende Umsetzung ent-
sprechender Vorhaben ist aber aufgrund der
beschränkten Finanzspielräume der Städte
und der Situation auf den Finanzmärkten 
gefährdet und eher unwahrscheinlich.

Wachsende Disparitäten
Diese Entwicklungstendenzen bedeuten in
zwei für das deutsche Gemeinwesen zentra-
len Bereichen die Gefahr eines dramatischen
Anstiegs von Disparitäten:

■ wachsende räumliche Disparitäten zwi-
schen den (noch) prosperierenden, den
stagnierenden und den vom demografi-
schen und wirtschaftlichen Rückgang 
geprägten „Schrumpfungsregionen“,

■ Verschärfung der sozialen Disparitäten
zwischen verschiedenen sozialen und 
ethnischen Gruppen, zum Teil aber auch
Altersgruppen.

Das Prinzip der Solidargemeinschaft ist zu-
nehmend ebenso gefährdet wie das Grund-
prinzip der Gleichwertigkeit der Lebensbe-
dingungen in verschiedenen Teilräumen
Deutschlands – auch bei eher zurückhalten-
der Auslegung der Ausgleichsanforderungen.

Was ist zu tun?
Die Konjunkturprogramme – insbesondere
das Konjunkturprogramm II – bieten Mög-
lichkeiten für einige Infrastrukturbereiche,
um den Nachholbedarf der Infrastrukturer-
neuerung bzw. des Infrastrukturausbaus 
abzudecken (Bildung/Schulen, Kinder- und
Altersbetreuung, Sport, Verwaltungsgebäude
usw.). Allerdings decken die 10,3 Mrd. Euro,
die den Kommunen zugutekommen, nur 
einen kleinen Teil des Nachholbedarfs von
insgesamt 70 Mrd. Euro ab. Auch war der
verfassungsrechtlich begründete Ausschluss
(Artikel 104 b Grundgesetz) von Anlagen des
Verkehrs (Straßen, Stadtbahnen, Straßenbah-
nen, U-Bahnen) und der sonstigen techni-
schen Infrastrukturen (Entwässerung, 
Wasserversorgung usw.) für Städte und 
Gemeinden weder problem- noch bedarfs-
gerecht.

Vor dem Hintergrund der – möglicherweise
wieder dramatisch – aufgehenden Schere
von kommunalen Aufgaben in den Berei-
chen Stadtentwicklung, Daseinsvorsorge, 
Sicherung von (Innen-)Stadtqualitäten, 
Verkehr, Ver- und Entsorgung auf der einen 
Seite und den finanziellen Engpässen auf 

der anderen Seite, bedarf es eines gesamt-
politischen Vorgehens über alle föderalen 
Ebenen, unter Einbindung von Wirtschaft
und Zivilgesellschaft. Ein Pakt für die Städte
ist gefordert. Dazu ist ein gemeinsames 
Problemverständnis von Bund, Ländern,
Städten, Gemeinden und Kreisen gefragt.

Menschen leben und arbeiten in den Städ-
ten, versorgen sich, kommunizieren, werden
ausgebildet in den Städten und ihrem Um-
land. Die Wirtschaft nutzt die Ausstattung
und Fühlungsvorteile der Metropolen, der
Städte und ihres jeweiligen Umlandes. In
Städten erwächst ein wesentlicher Teil ge-
sellschaftlicher, sozialer, ökonomischer,
technologischer und organisatorischer 
Wertschöpfung, Innovationen und gesell-
schaftlichen Engagements, sie sind Kerne 
der Entwicklung von Wirtschaft und Gesell-
schaft. Städte und Regionen bieten Heimat.
Sie ermöglichen Identifikation. In Städten
werden wesentliche Teile der gesamtgesell-
schaftlichen Zukunftsaufgaben gelöst: demo-
grafischer Wandel, Migration und soziale,
altersstrukturelle und ethnische Integration, 
Klimaschutz und Klimafolgenbewältigung, 
Bildung, Forschung, Entwicklung, Kultur.

Die notwendigen sozialen, kulturellen, ge-
sundheitlichen und technischen Infrastruk-
turen sind in Städten vorhanden, bedürfen
allerdings zum Teil eines bedarfsgerechten
Ausbaus und einer Weiterführung der Er-
neuerung. Die städtischen Qualitäten sind
vorhanden, benötigen aber Sorgfalt bei 
Pflege, Erhaltung und Weiterentwicklung.

Ein „kommunaler Gipfel“ bei der Kanzlerin
könnte ein Anstoß sein, um Leitrichtungen
zu klären, Handlungskonzepte zu entwik-
keln sowie Vorgehensweisen und Partner-
schaften zu verabreden. Es ist Zeit für einen
„kommunalen Aufbruch“, vor allem auch für
ein klares Signal der Bundesregierung. Die
in den Städten eingesetzten Mittel werden
sich mittel- und langfristig refinanzieren.
Durch wieder attraktivere Lebens- und Wirt-
schaftsstandorte, durch den effizienten Um-
gang mit den knappen Ressourcen Energie
und Fläche könnten die Steuereinnahmen
steigen und die Ausgaben sinken. 

Zur Lösung dieser zukunftsbezogenen Auf-
gaben gibt es aber auch erheblichen For-
schungsbedarf. Dies gilt beispielsweise für
die Sicherung des Konnexitätsprinzips, für
die Co-Finanzierung der Haushaltssiche-
rungskommunen, für eine frühzeitige Ge-
setzesfolgenabschätzung oder für die kom-
munale Infrastrukturfinanzierung.
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